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SÄCHSISCHES 
OBERVERWALTUNGSGERICHT 

Beschluss 
 

In der Verwaltungsrechtssache 
 
 
 

des 
 
 - Kläger - 
 - Antragsteller - 
 
prozessbevollmächtigt: 
 
 
 

gegen 
 
 

den Freistaat Sachsen 
vertreten durch die Polizeidirektion Dresden 
Schießgasse 7, 01067 Dresden 
 
 - Beklagter - 
 - Antragsgegner - 
 
 
 
 
 

wegen 
 
 

Schadensersatzforderung gem. § 48 BeamtStG  
hier: Antrag auf Zulassung der Berufung  
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hat der 2. Senat des Sächsischen Oberverwaltungsgerichts durch den Vizepräsidenten 
des Oberverwaltungsgerichts Dr. Grünberg, die Richterin am Oberverwaltungsgericht 
Hahn und die Richterin am Oberverwaltungsgericht Dr. Hoentzsch  

am 28. Juli 2023 

beschlossen: 

Der Antrag des Klägers auf Zulassung der Berufung gegen das Urteil des Verwaltungs-
gerichts Dresden vom 28. Juli 2022 - 11 K 206/21 - wird abgelehnt. 

Der Kläger trägt die Kosten des Zulassungsverfahrens. 

Der Streitwert wird auch für das Zulassungsverfahren auf 31.028 Euro festgesetzt. 

Gründe 

Der zulässige Antrag hat keinen Erfolg. Die geltend gemachten Zulassungsgründe 

(§ 124 Abs. 2 Nr. 1, 2 und 3 VwGO) liegen nicht vor. 

1. Der Kläger steht als Polizeibeamter im Dienst des Beklagten. Am 8. Februar 2018 

gegen 22:05 Uhr befuhr er als Fahrzeugführer mit seiner Streifenpartnerin im Rahmen 

einer Streifenfahrt (Verfolgung eines Fahrzeugs mit defekter Beleuchtung und zügiger 

Fahrweise) mit dem Dienstfahrzeug unter Nutzung des Sondersignals in Form von 

Blaulicht die U......... in M..... aus Richtung P......... in Richtung A.............. Im Bereich 

der Kreuzung U........./ G.......... (Ausfahrt Parkplatz) überquerte er die Kreuzung bei 

„Rot“. Hierbei kam es zur Kollision mit dem bei Farbzeichen „Grün“ von rechts aus der 

Parkplatzausfahrt kommenden PKW. Es entstand erheblicher Sachschaden an beiden 

Fahrzeugen, Personen wurden nicht verletzt. Wegen der Beschädigung des Dienst-

fahrzeugs im Zusammenhang mit dem Verkehrsunfall wurde der Kläger nach § 48 Abs. 

1 BeamtStG in Höhe von 31.028 Euro in Anspruch genommen. Sein Widerspruch blieb 

erfolglos. 

Seine Klage wies das Verwaltungsgericht Dresden mit Urteil vom 28. Juli 2022 - 11 K 

206/21 - als unbegründet ab. Der Kläger habe eine ihm obliegende Pflicht grob fahr-

lässig verletzt und damit den haftungsausfüllenden Tatbestand des § 48 Abs. 1 Be-

amtStG erfüllt. Insbesondere habe er bei dem Unfall gegen die Vorschriften des Son-

derwegerechtes für Polizeifahrzeuge nach §§ 35, 38 StVO verstoßen, weil er nicht 

habe davon ausgehen dürfen, allein wegen der beabsichtigten Kontrolle eines Pkw mit 

defekter Kennzeichenbeleuchtung und zügiger Fahrweise das Wegerecht nach § 38 

Abs. 1 StVO in Anspruch nehmen zu können. Die vorliegenden Anhaltspunkte für eine 
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Ordnungswidrigkeit hätten nach Art und Schwere nicht das Gewicht für die konkrete 

Gefährdung erheblicher Rechtsgüter oder einer konkreten Gefahr für die öffentliche 

Ordnung, die ausnahmsweise gemäß § 35 Abs. 8 StVO die Ausübung der Sonder-

rechte rechtfertigen könne. Darüber hinaus habe der Kläger bei der Ausübung der Son-

derrechte den übergeordneten Geboten der öffentlichen Sicherheit und Ordnung be-

reits deswegen nicht hinreichende Beachtung geschenkt, weil er ohne Benutzung des 

Martinshorns, als erforderliches Sonderzeichen neben dem Blaulicht, bei „Rot“ ohne 

deutliche Drosselung der Geschwindigkeit in den Kreuzungsbereich eingefahren und 

eine Kontrolle der rechten Seite offenbar unterblieben sei. Der Kläger habe auch grob 

fahrlässig gehandelt. Ihm hätte insbesondere in subjektiver Hinsicht klar sein müssen, 

dass er bei Einfahrt in eine für ihn mit Rotlicht gesperrte Kreuzung - insbesondere bei 

Dunkelheit - größte Sorgfalt anzuwenden und beide Richtungen besonders sorgfältig 

auf herannahende Fahrzeuge zu kontrollieren gehabt hätte. Das Gericht habe nicht die 

Überzeugung gewinnen können, dass der Kläger seine Fahrgeschwindigkeit vor dem 

Einfahren in den Kreuzungsbereich deutlich gedrosselt habe; es liege somit ein beson-

deres Maß an Leichtfertigkeit vor. Anhaltspunkte für ein etwaiges Mitverschulden des 

Unfallgegners gebe es nicht.  

Der Kläger macht mit seinem Zulassungsantrag ernstliche Zweifel an der Richtigkeit 

des Urteils geltend (§ 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO). Entgegen der Auffassung des Verwal-

tungsgerichts sei ihm maximal einfachste Fahrlässigkeit vorzuwerfen. Das Verwal-

tungsgericht gehe von einem unrichtigen Sachverhalt aus, wenn es ohne jeden Beweis 

annähme, dass er mit nicht gedrosselter Geschwindigkeit auf die Kreuzung zugefahren 

sei. Das Verwaltungsgericht sei seiner Pflicht zur erschöpfenden Sachverhaltsaufklä-

rung nicht nachgekommen; die Entscheidung sei überraschend gewesen. Der Unfall-

beteiligte habe auch schuldhaft gehandelt und den Unfall mitverursacht. Außerdem 

weise die Rechtssache erhebliche rechtliche Schwierigkeiten auf (§ 124 Abs. 2 Nr. 2 

VwGO) und sei von grundsätzliche Bedeutung (§ 124 Abs. 2 Nr. 3 VwGO). 

2. Die Berufung ist nicht wegen ernstlicher Zweifel an der Richtigkeit des Urteils (§ 124 

Abs. 2 Nr. 1 VwGO) zuzulassen. 

Ernstliche Zweifel an der Richtigkeit der verwaltungsgerichtlichen Entscheidung beste-

hen dann, wenn der Antragsteller des Zulassungsverfahrens tragende Rechtssätze 

oder erhebliche Tatsachenfeststellungen des Verwaltungsgerichts mit schlüssigen Ge-

genargumenten so in Frage stellt, dass der Ausgang des Berufungsverfahrens als un-

gewiss erscheint (vgl. BVerfG, Kammerbeschl. v. 23. Juni 2000, NVwZ 2000, 1164). 

4 

5 

6 



4 

 

Dabei können die Gründe, aus denen heraus bei einer verwaltungsgerichtlichen Ent-

scheidung ernstliche Zweifel an der Richtigkeit einer Entscheidung bestehen, auch aus 

einer unzureichenden Ermittlung und Feststellung des entscheidungserheblichen 

Sachverhalts resultieren (vgl. SächsOVG, Beschl. v. 25. September 2000, NVwZ-RR 

2001, 486). 

Das Verwaltungsgericht ist zu Recht nach Lage der Akten von einem grob fahrlässigen 

Pflichtverstoß nach § 48 Abs. 1 BeamtStG ausgegangen und hat die Inanspruchnahme 

des Klägers durch den Beklagten für rechtmäßig erachtet. Der Senat verweist hierzu 

zunächst auf die Ausführungen des Verwaltungsgerichts und macht sie sich zu eigen 

(§ 122 Abs. 2 Satz 3 VwGO). Ergänzend wird zu den geltend gemachten Einwänden 

wie folgt ausgeführt: 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts verhält sich ein Beamter 

grob fahrlässig im Sinne des § 48 BeamtStG, wenn er die im Verkehr erforderliche 

Sorgfalt in besonders schwerem Maße verletzt, nicht beachtet, was im gegebenen Fall 

jedem einleuchten muss, oder die einfachsten, ganz naheliegenden Überlegungen 

nicht anstellt. Dieser Fahrlässigkeitsbegriff bezieht sich auf ein individuelles Verhalten; 

er enthält einen subjektiven Vorwurf. Daher muss stets unter Berücksichtigung der per-

sönlichen Umstände, der individuellen Kenntnisse und Erfahrungen des Handelnden 

beurteilt werden, ob und in welchem Maß sein Verhalten fahrlässig war. Welchen Grad 

der Fahrlässigkeitsvorwurf erreicht, hängt von einer Abwägung aller objektiven und 

subjektiven Tatumstände im Einzelfall ab und entzieht sich deshalb weitgehend einer 

Anwendung fester Regeln (vgl. BVerwG, Urt. v. 17. September 1964, BVerwGE 19, 

243, 248; Beschl. v. 6. August 2009 - 2 B 9.09 -, juris m. w. N.). Dieser Rechtsprechung 

hat sich der Senat angeschlossen (vgl. Urt. v. 14. Oktober 2010 - 2 A 445/09 -, juris; 

Beschl. v. 28. November 2011 - 2 A 518/10 -, juris). 

Diesen Maßstab hat das Verwaltungsgericht angewandt (UA S. 13). Es ist dabei auch 

von einem hinreichend ermittelten Sachverhalt ausgegangen. 

Bei Einwänden gegen die freie, richterliche Überzeugung als tatsächliche Grundlage 

eines Urteils (§ 108 Abs. 1 VwGO) liegen die Voraussetzungen für eine Zulassung der 

Berufung nach § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO nur vor, wenn gute Gründe dafür sprechen, 

dass das Verwaltungsgericht bei seiner Entscheidung mit Blick auf eine entscheidungs-

erhebliche Tatsache von einem unzutreffenden Sachverhalt ausgegangen ist, oder 

wenn die vom Erstrichter vorgenommene Beweiswürdigung im Lichte der Begründung 

des Zulassungsantrags fragwürdig erscheint. Dagegen reicht es nicht aus, wenn eine 
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andere Bewertung der erstinstanzlichen Beweisaufnahme zwar möglich erscheint, für 

die Unrichtigkeit der das Urteil tragenden Begründung aber keine beachtliche Wahr-

scheinlichkeit spricht (vgl. Senatsbeschl. v. 16. Juni 2010 - 5 A 434/08 -, juris Rn. 5 im 

Anschluss an OVG Saarland, Beschl. v. 9. September 2004 - 1 Q 53/04 -). 

Diese Voraussetzungen liegen nicht vor. Das Verwaltungsgericht ist nachvollziehbar 

und mit eingehender Begründung auf Grundlage der in den Gerichts- und Verwaltungs-

akten vorhandenen Unterlagen und Zeugenaussagen davon ausgegangen, dass dem 

Kläger ein Pflichtverstoß vorzuwerfen ist und er den Unfall grob fahrlässig verursacht 

hat. Dass nach Meinung des Klägers auch eine andere Deutung des Sachverhalts 

möglich ist, reicht nach dem oben dargestellten Maßstab nicht aus, um ernstliche Zwei-

fel an der Richtigkeit des Urteils zu begründen. 

Soweit der Kläger schließlich rügt, das Verwaltungsgericht habe sich bei der Beurtei-

lung des Unfallgeschehens nicht ohne ein Verkehrsgutachten allein auf die eigene 

Sachkenntnis stützen dürfen, es hätte weitere Ermittlungen anstellen müssen, folgt hie-

raus kein Verstoß gegen den Amtsermittlungsgrundsatz (§ 86 Abs. 1 VwGO). Zwar 

kann ein Verfahrensfehler Richtigkeitszweifel i. S. v. § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO begrün-

den. Verfahrensfehler sind Verstöße gegen die Regelungen des Verwaltungsprozess-

rechts, wozu auch ein Verstoß gegen die in § 86 Abs. 1 VwGO normierte gerichtliche 

Aufklärungspflicht gehört. Ein Gericht verletzt seine Pflicht zur erschöpfenden Aufklä-

rung des Sachverhalts aber grundsätzlich nicht, wenn es von einer Beweiserhebung 

absieht, die ein durch einen Rechtsanwalt vertretener Beteiligter - wie hier der Kläger - 

nicht ausdrücklich beantragt hat (st. Rspr. des Senats, vgl. etwa Beschl. v. 21. Juli 2021 

- 2 A 746/20 - Rn. 9f.). Die Prozessbevollmächtigte des Klägers hat ausweislich des 

Sitzungsprotokolls im Termin zur mündlichen Verhandlung am 28. Juli 2022 keinen 

Beweisantrag gestellt. 

Etwas anderes gilt nur dann, wenn sich dem Gericht eine weitere Sachverhaltsermitt-

lung oder Beweiserhebung offensichtlich hätte aufdrängen müssen oder sonst geboten 

gewesen wäre (st. Rspr. des Senats, vgl. Beschl. v. 3. Februar 2012 - 2 A 188/08 -; 

Beschl. v. 13. August 2012 - 2 A 587/09 - und Beschl. v. 23. Mai 2018 - 2 A 720/16 -. 

alle juris). Vor dem Hintergrund, dass das Verwaltungsgericht nach eingehender Aus-

wertung der vorliegenden Unterlagen den Sachverhalt hinreichend feststellen konnte, 

waren weitere Ermittlungen nicht angezeigt. 

3. Ein Berufungszulassungsgrund nach § 124 Abs. 2 Nr. 2 VwGO ist ebenfalls nicht 

ersichtlich. Besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten im Sinne dieser 
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Vorschrift weist eine Rechtssache dann auf, wenn die Beantwortung der für die Ent-

scheidung erheblichen Fragen in tatsächlicher oder rechtlicher Hinsicht voraussichtlich 

das durchschnittliche Maß nicht unerheblich überschreitende Schwierigkeiten bereitet, 

wenn sie sich also wegen der Komplexität und abstrakten Fehleranfälligkeit aus der 

Mehrzahl der verwaltungsgerichtlichen Verfahren heraushebt (vgl. BayVGH, Beschl. v. 

10. April 2017 - 15 ZB 16.673 -, juris Rn. 42 m. w. N.). Diese Voraussetzungen sind 

vorliegend nicht erfüllt. Die den Verwaltungsrechtsstreit prägenden Fragen sind in der 

Rechtsprechung geklärt (s. o.). Konkrete rechtliche oder tatsächliche Schwierigkeiten 

werden vom Kläger nicht angeführt. 

4. Der Rechtssache kommt auch keine grundsätzliche Bedeutung im Sinne des § 124 

Abs. 2 Nr. 3 VwGO zu.  

Eine Rechtssache besitzt grundsätzliche Bedeutung, wenn mit ihr eine grundsätzliche, 

bisher höchstrichterlich oder obergerichtlich nicht entschiedene Rechtsfrage oder eine 

im Bereich der Tatsachenfeststellung bisher obergerichtlich nicht geklärte Frage von 

allgemeiner Bedeutung aufgeworfen wird, die sich im erstrebten Berufungsverfahren 

stellen würde und im Interesse der Einheitlichkeit der Rechtsprechung und der Fortent-

wicklung des Rechts berufungsgerichtlicher Klärung bedarf. Die zulässige Geltendma-

chung der grundsätzlichen Bedeutung erfordert die Bezeichnung einer konkreten 

Frage, die Darlegung ihrer Entscheidungserheblichkeit sowie einen Hinweis auf deren 

über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung (vgl. SächsOVG, Beschl. v. 16. April 

2008 - 5 B 49/07 -). 

Daran fehlt es hier. Die vom Kläger aufgeworfene Frage, 

„ob vor der Beanspruchung des Klägers als Unfallbeteiligtem nicht das ordentliche Dis-
ziplinarverfahren zu führen gewesen sein muss, um Fragen des Verschuldens und der 
Verantwortlichkeit in einem geregelten rechtsstaatlichen Verfahren zu klären“, 

betrifft schon vom Wortlaut her konkret das vorliegende Verfahren und stellt sich daher 

nicht in anderen Verfahren. Eine über den vorliegenden Fall hinausgehende Bedeutung 

wird in der Begründung des Zulassungsantrags auch nicht dargelegt. Schließlich er-

folgte eine disziplinarrechtliche Prüfung bereits im Jahr 2018 und mündete in der Rüge 

vom 24. August 2018.  

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO. 
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Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 63 Abs. 2 Satz 1, § 47 Abs. 1, 3, § 52 Abs. 3 

Satz 1 GKG und folgt der Festsetzung des Verwaltungsgerichts, gegen die die Betei-

ligten keine Einwände vorgetragen haben. 

Der Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO, § 68 Abs. 1 Satz 5 i. V. m. § 66 

Abs. 3 Satz 3 GKG). 

gez.: 
Grünberg         Hahn               Hoentzsch 
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